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im Zuge der rechtzeitigen Festle-
gung der Antragsstrategie dar, bei
deren Findung die im Sommer 2010
verankerten Änderungen der Gas-
und StromNEV sowie die bisher ge-
troffenen höchstrichterlichen Ur-
teile ebenfalls nicht vernachlässigt
werden sollten.

Änderungen im Zuge des BilMoG

Durch die Verabschiedung des Bil-
MoG wurden vor allem die Ansatz-
und Bewertungsvorschriften des
Handelsgesetzbuchs (HGB) weit
reichend geändert. Zudem wurden
die Anforderungen an die Anhang-
angaben sowie an die Berichts-
pflichten im Lagebericht erweitert.
Die Reform des HGB hat umfassen-
de Auswirkungen auf Bilanzstruktu-
ren, Eigenkapital und die zukünftig
auszuweisenden Unternehmenser-
gebnisse. Somit sind auch Rückwir-
kungen auf die bevorstehenden
Netzentgeltkalkulationen absehbar.

Gerade im Bereich der Rückstel-
lungen können die Vorschriften des
BilMoG zu Neubewertungen und
Umgliederungen führen, die sich
auch auf die ansetzbaren Kosten im
Rahmen der Netzentgeltkalkulation
auswirken. Generell bestehen auf-
grund des BilMoG für Rückstellun-
gen nun keine Ansatzwahlrechte
mehr. Für ungewisse Verbindlich-
keiten, drohende Verluste sowie In-
standhaltungsmaßnahmen, die in-
nerhalb von drei Monaten, und Ab-
raumbeseitigungen, die innerhalb
von zwölf Monaten nach Ende des
Geschäftsjahres nachgeholt wer-
den, sind gemäß § 249 HGB (neue
Fassung) zwingend Rückstellungen
zu bilden, wohingegen Aufwands-
rückstellungen nicht mehr gebildet
werden dürfen.

Unter bestimmten Voraussetzun-
gen sind im Rahmen der Über-
gangsregelungen nun einerseits er-

gebnisneutrale Umgliederungen
von nicht mehr zulässigen Rückstel-
lungen ins Eigenkapital möglich,
wodurch sich das Abzugskapital bei
der Bestimmung des kalkulatori-
schen Eigenkapitals verringert. An-
dererseits können Vorschriften zur
Neubewertung von Rückstellungen
zu einer Erhöhung des Abzugskapi-
tals führen, was aber gleichzeitig ei-
ne Erhöhung des Aufwands voraus-
setzt. Im Umkehrschluss führen Auf-
lösungen von Rückstellungen zwar
zu einer Verringerung des Abzugs-
kapitals, aber zeitgleich auch zu
kostenmindernden Erträgen. Aus
diesen Gründen sollten die Rück-
stellungen generell jeweils einzeln
nach den folgenden Kriterien unter-
sucht werden, um die jeweiligen
Auswirkungen auf die bilanziellen,
steuerlichen und kalkulatorischen
Ergebnisse bewerten zu können:
• Welche Rückstellung kann gemäß
des Wahlrechts nach den Übergangs-
regelungen ergebnisneutral in das
Eigenkapital umgegliedert werden?
• Welche Rückstellung muss gemäß
§ 253 HGB (neue Fassung) neu be-
wertet werden, und über welchen
Zeitraum soll dies geschehen?
• Welche Rückstellung muss bzw.
kann aufgelöst werden?
• Sollte die gegebenenfalls beste-
hende Möglichkeit zur Besicherung
von Pensionsrückstellungen o. Ä.
nach § 253 HGB (neue Fassung) ge-
nutzt werden?
• War die jeweilige Rückstellung
oder eine ähnliche Bestandteil der
vorangegangenen Netzentgeltbe-
scheide, und ist diese grundsätzlich
für die Kalkulation der Netzkosten
relevant?
• Bestehen Änderungen in den Fol-
gejahren?
Diese Fragen sollten besonders vor
dem Hintergrund kritisch geprüft
werden, dass die Rückstellungen als
Bestandteil des Abzugskapitals die
Höhe des gemäß § 7 Gas- bzw.
StromNEV zu berechnenden be-
triebsnotwendigen Eigenkapitals
mindern – und damit auch die Höhe
der kalkulatorischen Eigenkapital-
verzinsung, d. h. des einzigen über
die Netzentgelte zugestandenen
tatsächlichen Gewinns.

Wegfall von
Aufwandsrückstellungen
Wie oben dargestellt, dürfen Auf-
wandsrückstellungen künftig nicht
mehr gebildet werden. In der Ver-
sorgungswirtschaft betrifft dies
hauptsächlich Rückstellungen für

Voraussichtlich zum 30. Juni
2011 soll der nächste Netzent-
geltantrag Gas bei der zustän-

digen Regulierungsbehörde gestellt
werden. Dieser bildet die Aus-
gangsbasis für die Erlöse des Gas-
netzes in der zweiten Anreizregu-
lierungsperiode. Für die Netzbe-
treiber ist es daher unabdingbar,
spätestens jetzt die zwischenzeit-
lich getroffenen rechtlichen Vorga-
ben mit bilanziellen, kalkulatori-
schen und strategischen Aspekten
in Einklang zu bringen.

Für die Erstellung der (Sparten-)
Jahresabschlüsse nach § 10 EnWG
ist gerade für das Geschäftsjahr
2010 erhöhte Aufmerksamkeit ge-
boten. Die hier enthaltenen Bilanz-
ansätze dienen im Rahmen der
Mittelwertbildung als Basis für die
Ermittlung der kalkulatorischen Ei-
genkapitalverzinsung im Rahmen
der Netzentgeltanträge Gas und
Strom. Dabei stellt die gegebenen-
falls erstmalige Anwendung der
Vorschriften des Bilanzrechtsmo-
dernisierungsgesetzes (BilMoG) –
sofern keine vorzeitige Anwendung
für die Erstellung des Jahresab-
schlusses 2009 stattgefunden hat –
eine zusätzliche Herausforderung

Jahresabschlüsse und Antragsstrategie

Basisjahre 2010 und 2011 –
neue rechtliche
Rahmenbedingungen
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unterlassene Instandhaltung oder
periodisch wiederkehrende Groß-
reparaturen oder Revisionen. Hier
ist im Zuge der erstmaligen Anwen-
dung der neuen Bilanzierungs-
grundsätze die Möglichkeit zu prü-
fen, bestehende Rückstellungen
beizubehalten oder erfolgsneutral
in die Gewinnrücklage umzuglie-
dern. Für die Folgejahre kann über-
legt werden, anstelle der bisherigen
Rückstellungsbildung eine Modifi-
kation der Abschreibungsreihen der
betroffenen Vermögensgegenstän-
de in Form der Komponentenab-
schreibung vorzunehmen. Hierbei
wird eine Gesamtanlage, z. B. ein
Netz, in abgrenzbare Teilbereiche
(Komponenten) unterteilt, die
dann mit unterschiedlichen Nut-
zungsdauern abgeschrieben wer-
den können.

Besicherung von
Pensionsrückstellungen
Eine Besicherung von Pensions-
rückstellungen mit eigens dafür
vorgesehenen Vermögensgegen-
ständen wie Fonds ist aus Netzent-
geltantragssicht meist nur dann
sinnvoll, wenn im Unternehmen
genügend liquide Mittel vorhanden
sind, die sonst im Zuge der Geneh-
migung der 1/12-Kürzung unterlie-
gen, d. h. Kürzung der liquiden Mit-
tel auf einen Monatsumsatz der ge-
nehmigungsfähigen Kosten. Auf-
grund der Vorschriften des BilMoG
sind die Sicherungsmittel mit den
dazugehörigen Pensionsrückstellun-
gen zu saldieren. Aus Netzentgelt-
sicht ist hierbei entscheidend, dass
das Abzugskapital verringert wird
und somit eine höhere kalkulatori-
sche Eigenkapitalverzinsung mög-
lich ist. Letztlich resultiert dieser Ef-
fekt aus dem Vorgehen der Behör-
den, dass Aktivpositionen gekürzt
werden, wohingegen die Passivpo-
sitionen mit Fremdkapitalcharakter
meistens in voller Höhe anerkannt
werden. Eine Besicherung mit
Fonds oder anderen Besicherungs-
instrumenten, für die eigens Fremd-
kapital aufgenommen wird, führt
hingegen lediglich zu einem Tausch
der Fremdkapitalpositionen und
ermöglicht nicht den gewünschten
Effekt. Zudem sind zusätzliche
Zinsaufwendungen an den Fremd-
kapitalgeber abzuführen.

Aus kaufmännischer Sicht er-
scheint es jedoch grundsätzlich
sinnvoll, solche Rückstellungen zu
besichern, da sie schließlich zu ei-
nem späteren Zeitpunkt erfüllt wer-

den müssen und im Rahmen einer
Kapitalanlage Zinserträge generiert
werden, die den Zinsaufwendun-
gen entgegenstehen. Voraussetzung
für eine solche bilanzielle Behand-
lung ist aber, dass die Vermögensge-
genstände nur der Erfüllung der
Pensionsverpflichtungen zu dienen
bestimmt, insolvenzsicher angelegt
und dem Zugriff anderer Gläubiger
entzogen sind.

Generell ist gemäß der Vorschrif-
ten des BilMoG bei der Bewertung
der Rückstellungen auf den Erfül-
lungszeitpunkt abzustellen. Der
hierbei zu verwendende Zinssatz ist
vorgegeben. Demnach kann es zu
einer Erhöhung der Aufwendungen
aufgrund einer zusätzlichen Zufüh-
rung kommen, die ebenfalls zu ei-
nem Anstieg des Abzugskapitals
führt. Auch hier sind bei Pensions-
rückstellungen Wahlrechte beim
Übergang auf die neuen Vorschrif-
ten gegeben (sofortige Erhöhung
oder Verteilung über 15 Jahre).

Zukünftig wird sich zudem eine
Kostenartenverschiebung vom Per-
sonalaufwand hin in den Zinsauf-
wand gemäß der Vorschriften des
BilMoG wie folgt ergeben: Bisher
wurden die Komponenten der
Rückstellungsbildung im Pensions-
bereich – die Erhöhung der Grund-
ansprüche sowie die Abzinsung –
im Personalaufwand gebucht. Zu-
künftig findet eine Trennung statt:
Die Grundansprüche sind weiter-

hin im Personalaufwand einzubu-
chen, die Abzinsung wird hingegen
im Zinsaufwand abgebildet.

In Bild 1 werden genehmigungs-
fähige Netzkosten in Höhe von
24 Mio. € unterstellt. Die oben be-
schriebenen möglichen Auswirkun-
gen aus der Besicherung von Rück-
stellungen und der damit einherge-
henden Saldierung auf die kalkula-
torische Eigenkapitalverzinsung
werden für Umlaufvermögen und
Rückstellungen abstrahiert darge-
stellt.

Rückstellungen für
Mehrerlösabschöpfung und
periodenübergreifende Saldierung
Unabhängig von den Vorschriften
des BilMoG soll nach letzten Er-
kenntnissen die Rückstellung für
die Mehrerlösabschöpfung sachge-
recht nunmehr nicht als Bestandteil
des Abzugskapitals – und somit die
Eigenkapitalverzinsung mindernd
– in den anstehenden Netzentgelt-
kalkulationen berücksichtigt wer-
den. Für die Rückstellungen, die
aufgrund der periodenübergreifen-
den Saldierung gebildet werden
mussten bzw. müssen, kann dies
noch nicht bestätigt werden. Hier
liegt aber grundsätzlich der gleiche
Sachverhalt vor: Die Rückstellun-
gen wurden überwiegend auch in
Vorjahren gebildet und über das Re-
gulierungskonto abgewickelt. Der
zugrunde liegende Aufwand und
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Bild 1. Besicherung von Pensionsrückstellungen – Beispielrechnung
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spätere Erträge dürfen auch im Ba-
sisjahr entsprechend nicht im Rah-
men der Netzentgeltkalkulation an-
gesetzt werden. Daher würde eine
Anerkennung der Rückstellung eine
Diskrepanz in der Genehmigung
von Aufwands- und zugehöriger Bi-
lanzposition bedeuten. Fraglich ist
demnach, ob eine Verringerung der
Eigenkapitalverzinsung aufgrund
einer solchen Vorgehensweise legi-
tim wäre. Sollten solche oder ande-
re Rückstellungen anerkannt wer-
den, müsste im Gegenzug zumin-
dest auch die zugehörige Position
auf der Aktivseite genehmigt wer-
den und dürfte dementsprechend
nicht einer pauschalen Kürzung
unterliegen, da hierdurch das ur-
sprüngliche handelsrechtliche
Gleichgewicht (Aktiva = Passiva)
durchbrochen würde. Im Übrigen
kann auch die Auffassung vertreten
werden, dass für die Erfüllung von
Rückstellungsverpflichtungen er-
forderliche Aktiva betriebsnotwen-
dig sind und deshalb nicht gekürzt
werden dürfen.

Änderungen der
Netzentgeltverordnungen

Am 9. September 2010 sind die Än-
derungen der Gas- und StromNEV
in Kraft getreten. Hier ist nun klar
geregelt, dass die Berechnung der
kalkulatorischen Abschreibungen
und Restbuchwerte jahresscharf
mit Zugang zum 1. Januar des jewei-
ligen Anschaffungsjahres geschieht
(§ 6). Ferner sind der Behörde die
Prüfungsberichte zu den Jahresab-
schlüssen nach § 10 EnWG zur Ver-
fügung zu stellen (§ 28). Auch sollen
gesicherte Erkenntnisse über das
Planjahr nicht mehr berücksichtigt

werden. Weiterhin wurde über die
Ergänzung des § 4 Abs. 5a eine Öff-
nungsklausel für den Nachweis von
Dienstleistungsentgelten geschaf-
fen.

Letzteres wird vor allem die
schlank organisierten Netzgesell-
schaften im Pacht-Dienstleistungs-
modell mit verbundenen Unter-
nehmen betreffen. Zum Nachweis
der Angemessenheit der Kosten aus
der Erbringung von Dienstleistun-
gen für deren Anerkennung im Rah-
men der Netzentgeltgenehmigun-
gen bieten sich verschiedene Mög-
lichkeiten an: Der Netzbetreiber
stellt dar, dass die selbe Leistung
nicht teurer wäre, wenn er sie selbst
erbringen würde und/oder die Ein-
holung von Vergleichsangeboten
Dritter keine günstigeren Preise er-
geben hat. Auch der Vergleich mit
anderen Netzbetreibern in Form
von Benchmarks kann eine Alterna-
tive darstellen. In jedem Fall sollte
aber, sofern möglich, bereits im Vor-
feld des Antrags eine »Als-ob-Be-
trachtung« durchgeführt werden,
im Rahmen derer die Verhältnisse
so dargestellt werden, als ob die
Ausgründung der Netzgesellschaft
nicht stattgefunden hätte (Bild 2).
Waren bereits im Zuge der Netzent-
geltgenehmigungsverfahren auf
Basis des Geschäftsjahres 2006 Er-
hebungsbögen für die Verpächter
zur Rechtfertigung der Höhe des
beantragten Pachtentgelts der Be-
hörde zu übermitteln, ist dies nun
auch für die Dienstleister wahr-
scheinlich.

In der Kostenrechnung des
dienstleistenden, verbundenen Un-
ternehmens sollten somit die Be-
stimmungen des § 10 EnWG und
der Gas- und StromNEV umgesetzt

und Dienstleistungssegmentab-
schlüsse für das Gas- und Strom-
netz vorgehalten werden. Dies gilt
vor allem dann, wenn neben der
kaufmännischen auch die gesamte
technische Dienstleistung für die
Netze durch das integrierte Mutter-
unternehmen erbracht wird. Im Er-
gebnis besteht gerade für die Netz-
gesellschaften im Pacht-Dienstleis-
tungsmodell die Herausforderung,
nicht mögliche Fallstricke für »nur«
einen Abschluss zu vermeiden, son-
dern es müssen drei Akteure paral-
lel betrachtet werden. Je nach Kapi-
talausstattung der einzelnen Seg-
mentbilanzen sollte hier frühzeitig
identifiziert werden, ob die Gefahr
einer anerkennungsfähigen negati-
ven Eigenkapitalverzinsung be-
steht, um gegebenenfalls noch
rechtzeitig Maßnahmen zur Gegen-
steuerung und Gewinnsicherung
ergreifen zu können.

Zusammenfassung und Fazit

Die Ableitung der individuellen
Strategie für die bevorstehenden
Netzentgeltanträge steht in engem
Zusammenhang mit der Erstellung
der Jahresabschlüsse für die Ge-
schäftsjahre 2010 und 2011. Dies
setzt eine sorgfältige Analyse der
Verhältnisse im Einzelfall voraus,
wobei gerade auch die Auswirkun-
gen des BilMoG auf den Jahresab-
schluss und die Höhe der Netzkos-
ten einbezogen werden müssen.
Die kalkulatorische und bilanzielle
Sicht sind eng aneinander zu kop-
peln. Hierzu gehört auch, die Ent-
wicklung der relevanten Kosten und
Erträge sowie der Erlösobergrenze
seit der letzten Genehmigung zu
berücksichtigen. Angesichts der
meist nur kurzen Fristen, die sei-
tens der Behörden zur Rechtferti-
gung eingeräumt werden, wird eine
belastbare Betrachtung der Vorjah-
re im Nachhinein nur schwer mög-
lich sein, um einem eventuellen
Verdacht eines Kosten-Peaks im Ba-
sisjahr zu begegnen. Hierbei sollte
zudem ein gesondertes Augenmerk
auf die Aspekte der Stetigkeit und
die Entwicklung der Kapitalkosten
gelegt werden.

(40138)
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Bild 2. »Als-ob-Betrachtung« für Netzbetreiber im Pachtdienstleistungsmodell


